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Aus dem Wiener Reichsrat

ielleicht ebenso einzig in ihrer Art wie die parlamentarischen
oder richtiger durchaus unparlameutarischen Vorgänge, die mit
dem Sturze des Grafen Badeni ihren Abschluß gefunden haben,
ist die Debatte, die'sich an die Antrittserklärungen des Grafen
Clary knüpfte. Der hartnäckige Widerstand, den die Deutsch-

vsterreicher mit Ausnahme der Klerikalen der von dem Grafen Badeni begonnenen
und von dem Grafen Thun fortgesetzten verhängnisvollen Politik der Sprachen¬
verordnungen und des Notverordnungsparagraphen 14 entgegengesetzthatten,
ist endlich über die tschechisch-polnisch-südslawisch-feudal-klerikaleMajorität
siegreich geblieben. Durch die von dem neutralen Beamtenministerium auf direkte
Verfügung des Kaisers vorgenommne Aufhebung der Sprachenverordnungen
ist das Hindernis einer regelmäßigen Thätigkeit des Neichsrats aus dem Wege
geräumt, und das nächste Ziel des Eingreifens der Krone in das politische
Chaos, die Wahl der Delegation und damit das verfassungsmäßige Arbeiten
der dualistischen Einrichtungen erreicht worden.

Freilich hat der Sturz des Grafen Thun die unter dem falschen Zeichen
der Autonomie verbündete unnatürliche Parlmnentsmehrhcit furchtbar ent¬
täuscht und insbesondre die hochmütigen Tschechenaus allen ihren Himmeln
gestürzt. Die tschechische Presse ließ es auch nicht an maßlosen Wutaus¬
brüchen fehlen, während das Mißvergnügen der Polen und Südslawen in ihren
Blättern einen weitaus gedämpftern Ton anschlug. Die Stimmen aus dem
klerikalen und feudalen Lager klangen noch zurückhaltender, da es ja eine Zeit
lang den Anschein hatte, als solle einer ihrer Vertrauensmänner, Graf Alfred
Liechtenstein, mit der Kabinettsbildung betraut werden, und da sie auch jetzt
nicht die Hoffnungen aufgeben, daß ihnen nach der Lösung der dem Über-
gmigsministerium gestellten Aufgaben bei der eudgiltigen Kabinettsbildung eine
besonders große und entscheidendeRolle zugedacht sei.

Trotz dieser Verschiedenheit in der Auffassung der plötzlichen Wenduug
erkannten aber alle Parteien der Rechten, daß die Sicherung ihrer Zukunft
von ihrem Zusammenhalten abhänge, und so beeilten sich die verschiednen
Gruppen der zusammengewürfeltenMehrheit in mehr oder minder entschiedn?«
Kundgebungen sich für solidarisch zu erklären, ihre im Exekutivkomitee gegebne
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Organisation aufs neue zn befestigen und dein neuen Kabinett gegenüber
eine durchaus ablehnende, ja unfreundliche Haltung anzukündigen.

Das geschah im Parlament unmittelbar nach der Erklärung des Grafen
Clary dnrch den Obmann des Jnngtschechenklubs, Dr. Engel, während in
Böhmen von Volksversammlungen und Gemeindevertretungen maßlos heftige
Proteste gegen die Aufhebung der Sprachenvcrordnungen losgelassen wurden.
Der jungtschechische Antrag, eine Debatte über die Erklärung zu eröffnen,
wurde einstimmig angenommen, weil alle Parteien die Notwendigkeit einer
Klärung der politischen Lage fühlten, und jede von ihnen das Bedürfnis hatte,
ihre Stellung zu begründen.

Vom 24. bis 23. Oktober haben nun siebzehn Parteien durch den Mnnd
von siebenundzwnnzig Rednern die Verschiedenheit der die Völker und Bevöl-
lcrnngsklasfen Österreichs bewegenden Gefühle, Anschauungen und Interessen
in einer Vollständigkeit dargelegt, wie sie kaum übcrtroffen werden kaun. Wer
sich ein Bild der sich zum Teil völlig entgegenstehenden, sich zum Teil wirr
durchkreuzenden Forderungen und Bestrebungen der im Wiener Reichsrat ver-
trctueu Länder und Völker schaffe» will, muß die stenographischen Berichte
über dieses viertägige parlamentarische Ringen lesen, das dramatischer kaum
gedacht werden kann, jedoch für die Wiederkehr des nationalen Friedens oder
wenigstens eines erträglichen Verhältnisses zwischen den sich bekämpfendenEle¬
menten sehr trcmrige Aussichten eröffnet.

Macht man den schwierigen Versuch einer zusammenfassendenDarstellung
des Verlaufs der bewegten vier Neichsratssitzungen, so ergicbt sich eine viel-
stnfige Skala des Verhaltens der parlamentarischen Parteien gegen das vom
Kaiser mit einer so schweren Aufgabe betraute provisorische Kabinett vom wohl¬
wollenden Vertrauen bis zum schärfsten Mißtrauen. Keine einzige Partei aber
hat sich bedingungslos neben das Ministerium Clarh gestellt.

Am freundlichsten stellten sich zu ihm der verfassungstreue Grundbesitz
und die freie deutsche Vereinigung. Abgeordneter Bürnreither glaubte au die
ovllkvmmne Unparteilichkeit der Negierung uud hoffte, daß sie Osterreich, auf
feste Regierungsgrundsätze gestützt, aus der heutigen Krise herausführen, die
mit der Erschütterung des allgemeinen Rechtsbewnßtseins erschütterte Staats-
autvrität festigen werde. Er erklärte die Vereitwilligkeit seiner Partei, den
Kampfesboden in einen Arbeitsboden zu verwandeln, und bedauerte, daß die
Parteien der Mehrheit uud besonders die so gern im Gewände einer Staats¬
partei erscheinenden Vertreter von Galizien dein Bestreben entgegengewirkt
hätten, ein Präsidium zusammenzustellen, das eine größere Gewähr für die
Arbeitsfähigkeit des Hauses geboten hätte. Aber er betonte auch, daß dieses
Vvrgehn die Einigkeit der deutschen Oppositionsparteien nur noch mehr kräf¬
tigen werde, hob die Notwendigkeit, daß die deutsche Vermittlungssprache als
Kulturbcdürfuis des Staats gesetzlich festgestellt werde, hervor und erklärte
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bestimmt, daß jeder Politiker in Österreich künftig mit der Thatsache werde
rechnen müssen, daß die Deutschen entschlossen seien, gewisse Dinge, die sich
bisher gewohnheitsmüßig gegen sie vollzogen hätten, künftig nicht mehr zu
dulden. In demselben Sinne begrüßte Abgeordneter Kink die Aufhebung der
Sprachenverordnnng als erstes sichtbares Zeichen der Absicht, den innern
Frieden herzustellen, und forderte als Zeichen der vom Grafen Clarh zu¬
gesagten „Hochhaltung" der Verfassung, daß der mißbräuchlichangewandte 8 14
ausgehoben werde, der die Negierung, während der Reichsrat nicht versammelt
ist, zu Verfügungen dringender Natur ohne dauernde Belastung des Staats
unter Vorbehalt nachträglicher Gntheißung dnrch den Reichstag ermächtigt. Als
die erste. Aufgabe einer einheitlichen und geordneten Verwaltung bezeichnete
er das wirtschaftlicheErstarken Österreichs, das sich mit viel kleinern national
gemischten Staaten, wie Belgien und die Schweiz, wirtschaftlich in keine
Parallele stellen lasse. Wohlthuend berührte die von einein Professor aller¬
dings begreifliche und jetzt besonders zeitgemäßeBemerkung, daß es die Regie¬
rung auch nicht an einem Hinweise ans das positive Wissen, auf die freie
Forschung und auf den Schlitz der freien Schule hätte fehlen lassen sollen.

Eine größere Zurückhaltung zeigten schon die Sprecher der deutschen Volks¬
partei und der deutschen Fortschrittspartei. Hofmann-Wellenhof bezeichnete
angesichts der Erfahrungen der letzten Jahre ein tiefgewurzeltes Mißtrauen
gegen Regierungserklärungen auf der deutschen Seite als begreiflich und ge¬
boten und die Aufhebung der Sprachenverordnuugen als taktischen Erfolg nicht
sowohl der parlamentarischen Obstruktion als der großen deutschen Volks¬
bewegung gegen das deutschfeindlicheSystem, das den Staat von seiner
natürlichen Grundlage verdrängen wolle. Als Richtschnur für die vom Mi¬
nisterium in Aussicht gestellte reichsgesetzliche Regelung der Sprachenverhält¬
nisse stellte er das Pfingstprogramm der deutschen Oppositionsparteien hin,
das für deutsche Gebiete deutsche Beamte, deutsche Richter, deutsche Lehrer
und deutsche Priester fvrdre. Die Erklärung des Grafen Clary fand er un¬
befriedigend, weil sie keine Gewähr für die Zukunft, keine Garantie gegen den
abermaligen Mißbrauch des Z 14, gegen Angriffe der Staatsorgane auf die
verfassungsmäßig gewährleisteten Rechte der Staatsbürger, gegen Massen¬
beschlagnahmen, willkürliche Verbote und Maßregelungen aller Art biete, die
diese Rechte zum Schein machten. Bei aller Bereitwilligkeit zu einem dauernden
und ehrenvollen Frieden stellte sich die Partei des Redners der Negierung
gegenüber auf den Standpunkt des Abwartens, stets auf der Hut und bereit
zur Abwehr jedes Angriffs, und gestützt auf die in den letzten Jahren zum
nationalen Bewußtsein erwachte deutsche Bevölkerung, entschlossen, auch die
schärfsten Waffen zu brauchen. Pergelt stellte sich auf denselben Standpunkt,
erkannte in der Herstellung des frühern Zustandes lediglich einen Akt der Ge¬
rechtigkeit und die Voraussetzung einer entsprechenden gesetzlichenRegelung
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der Sprachenverhältnisse an, forderte Garantien für die Aufgabe des Ver-
ordnnngswcgs auf dem Gebiete des Sprachenrechts und darum Beseitigung des
H 14. Svlange die Staatsweisheit der Negierung darin besteht, das deutsche
Volk zu drangsalieren und zu höhnen, werde im Staate nicht Ordnung und
Friede herrschen, und keine Gewähr für die Blüte, das Erstarken und wirt¬
schaftliche Gesunden des Staats gegeben sein. Der christlich-soziale Führer
Dr. Lueger bekannte sich zu der von ihm nicht ganz ehrlich eingehaltnen
deutschen Gemeinbürgschaft, bezeichneteaber als den Mittelpunkt, um den sich
alles drehe, den ungarischen Ausgleich uud die Ermöglichuug der Delegations¬
wahl. Er vermißte eine bestimmte Erklärung des Ministeriums, daß es das Über-
wcisungsgesctz nicht auf Grund des K 14 erlasse», sondern der parlamentarischen
Behandlung unterzieh» werde, damit es einmal zu einer ordentlichen öster¬
reichischen Aktion komme, die den Judäomagyaren beweisen solle, daß mau
sich in Osterreich nichts mehr von ihnen dreinreden lasse. In dem Bestreben,
die wirtschaftlichen Fragen zu erledigen, werde das Kabinett die Unterstützung
der Christlich-Sozialen finden.

Mit besonderm Interesse hatte man den Äußerungen der Deutschradikalcu
entgegengesehenund war einigermaßen überrascht über die Mäßigung, womit der
Himmelsstürmer Wolf sprach. Das Verdienst an der Anfhebnng sprach er
nicht mit Unrecht dem deutschnationalen Radikalismus zu, behandelte die Furcht
vor der tschechischen Opposition ziemlich wegwerfend uud meinte spöttisch, der
zweigeschwänzteLöwe sei so lauge in der Regierungsmenagerie gewesen und
habe so gutes Futter gehabt, daß ihm die Ideale etwas verfettet seien. In
der Regierungserklärung fand er zu wenig Positives, als daß er ihr Vertrauen
entgegenbringen könne, gab aber die Absicht kund, sich wieder an die ruhigen
vornehmen Formen des Glaceehandschuhpatriotismus gewöhnen zu wollen. Er
forderte aber die dentsche Staatssprache, daß das deutsche Sprachgebiet gegen
weitere Überschwemmungen durch das Tschechentum gesichert werde, indem man
tschechische Schulen einrichte und tschechischeBeamte einbürgerte; sowie die Zu¬
sage, daß § 14 nie mehr in rechtswidriger Weise angewandt werde, in der
Form einer Thronrede. Trotz des Mangels jeglichen Vertraueus werde von
der Bethätigung des Radikalismus abgesehen, die Organisation aber nicht
anfgelöst, bloß Landwehr uud Landsturm sollten entlassen und die Kadres in
den Kasernen beisammen gehalten werden (was jungtschechischeZwischenrufe
als ganz preußisch denunzierten). Einem dnrch die spanische Wand in seinen
Umrissen schon erkennbaren kommenden feudal-klerikal-schwarzen Ministerinn,
werde seine Partei gerüstet gegenüberstehn, und es werde dann mit einem
Radikalismus zu thun haben, der an Kraft nichts eingebüßt habe.

Diesem Aufmärsche der deutschen Parteien schloß sich der Svzialdemokrat
Hannich an, der die Aufregung der Bevölkerung mehr ans die § 14-Wirtschaft
zurückführte, den Ausgleich durch sie als ebenso großen Nechtsbruch bezeichnete wie
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die Sprachenverordnungen und den Wegfall des A 14 aus der Verfassung
forderte. Aber der Redner erkannte mit einem treffenden Seitenhieb „auf die
Größe, Belesenheit und Wissenschaftlichst des Sozialpolitikers Dr. Kaizl" die
Vorlegung des Gesetzentwurfs über die Aufhebnng des Zeitungsstempels als
eine gute That der Regierung Clarys an, die damit jedoch noch nicht genug
gethan habe.

Ans ganz anderm Tone klangen natürlich die von feiten der Majorität
gehaltnen Reden am zweiten Tage. Zuerst rückte der Obmann des Exekutiv¬
komitees der Rechten, der Pole Jaworski ins Treffen uud brachte seinen
und seiner galizischcn Kollegen großen Schmerz und großes Bangen über den
steten Niedergang des Parlamentarismus in Österreich zum Ausdruck; er be¬
klagte, daß einer in den Annalen des parlamentarischen Lebens nie gekannten
Obstrnktion das einzig richtige Prinzip des Parlamentarismus, das Majoritäts-
Priuzip, die Autorität der Staatsgewalt und der Ministerien zum Opfer ge¬
fallen seien, nnd anch die sehr wichtigen Kultur- uud Wirtschaftsinteressen der
Bevölkerung in den einzelnen Königreichen und Ländern zn fördern bestimmte
Thätigkeit iu den Landtagen eine Stauung erfahren habe. Der Spießgeselle
und Haupthelfershelfer Badenis und Thuus hatte die Stirn, sich über die
Notwendigkeit der Anwendung des K 14, der den polnischen Anschauungen über
die große Bedeutung der parlamentarischen Thätigkeit lebhaft widerspreche,tief be¬
unruhigt uud sich wegen der möglichen Wiederholung eines ähnlichen Mißbrauchs
des Paragraphen sehr besorgt zu zeigen. Er bestritt jedoch, daß die vom Kabinett
Clary einseitig zu Ungunsten der berechtigten nationalen Interessen des einen
Streitteils ohne gleichzeitige berechtigte Opfer des andern Teils verfügte Auf¬
hebung der Sprachenverordnnngen den Charakter der Neutralität habe, und
forderte im Namen der Polen, daß bei der zur Herstellung des nationalen
Friedens in Aussicht genommnen „legislativen Aktion" ihren „autonvmistischen"
Grundsätzen vollkommen Rechnung getragen werde. Er bezeichnete zwar als
bisherigen nnd künftigen Leitstern der Politik des Pvlenklubs das Einstehen
mit allen Kräften, mit jedem Opfer und ohne Rücksicht ans die jeweilige
Regierung für die Dhnastie, für die Machtstellung des Reichs uud für die
Bedürfnisse des Staats, aber außerhalb der Grenzen dieses Standpunkts er¬
klärte er angesichts des aus der Erklärung des Grafen Clary wehendeneisigen,
zentralistischen, bürokratischen Windes dem neuen Ministerium kein Vertrauen
entgegenbringen zu können, sondern sein politisches Verhalten lediglich nach
den politischen Grundsätzen einrichten zu wollen, die den Klub auch weiterhin
im Verbände der Majvritcitspartei erhalten werden.

Nuu hatte schon vor den Rednern der deutschen Opposition der Nuthene
Okuniewski den Widerspruch zwischen der von den Herren Polen so hoch
gehaltnen Autonomie uud der nationalen Gleichberechtigung an der Unter¬
drückung seiner Nativnsgcnossen in Galizien nachgewiesen, wie es nach ihm
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Jarosicwicz that, und hatte sich sehr neugierig gezeigt, wie die Regierung
es zustande bringen wolle, bezüglich der Sprachenfrage das praktische Bedürfnis
und die Gleichberechtigung zugleich im Auge zu behalten. Überraschend feind¬
selig nahm aber der Vertreter der Feudalen, Graf Palffy Stellung gegen das
neue Ministerium, nachdem er die deutschen Parteien beschuldigt hatte, daß sie
die bisherigen Gegensätze nicht durch gegenseitige Nechtsachtnng zn beseitigen
trachteten, sondern durch die Unterdrückung andrer Völker noch vertieften.
Dnrch die Aufhebung der Sprachcnverordnnngcn sei dem Majoritätsprinzip
Hohn gesprochen, und der Glanbe an die Gerechtigkeit und Billigkeit gegenüber
dem tschechischen Volke erschüttert worden, diesem schweres Unrecht geschehn
und seine Gleichberechtigung beeinträchtigt worden. In dem parlamentarischen
Kampfe der zentralistischen Minorität gegen die antonomistische Majorität er¬
scheine das Kabinett Clarh nicht geeignet, den Völkerfrieden zu erzielen. Und
da eine Verständigung nur möglich sei, wenn man gegenseitig die Rechte achte,
ohne die Überzeugung andrer zu vergewaltigen, so erklärte der Redner, seine
Partei sei nicht in der Lage, der Regierung Vertraue» entgegenzubringen.

Ehe nun die Jungtschechen zu Worte kamen, die ja in erster Linie die
Zeche des allerdings durch ihre maßlose nationale Rücksichtslosigkeitund ihren
Größenwahn verschuldetemKabinettswechsels zu bezahlen haben, nnd ehe sie
die von den übrigen Parteien der Rechten ihnen im voraus zugestandue
schärfere Tonart anschlugen, war leider auch der deutschradikale Abgeordnete
Tiirk etwas zu scharf ins Zeug gegangen. Bittere Wahrheiten mußten Polen
und Tschechen von ihm hören. Daß Jaworski noch nicht das Vertrauen zu
dem neuen Ministerium gefunden habe, führte er auf den bisherigen Mangel
eines Kompensationsangebvts zurück. Statt der Autonomie für Galizien
wünschte er dessen gänzliche Loslösnng von Österreich. Dem tschechischen
Kulturvolke sagte er, daß man es nur ein wenig zu kratzen brauche, damit seine
Roheit zum Vorschein komme. Den Klerikalen warf er ihr Bündnis mit allen
Stammesfeinden der Deutschen vor. Er warnte die Tschechen, es zum Bürger¬
kriege in Böhmen, Mähren uud Schlesien zu treiben, und stellte die unzulässige
Behauptung auf, daß dcmn zuverlässig preußische Heere einmarschieren und
den Tschechen einen Tanz aufspielen würden, den sie nicht vergessen durften.

Die polnische Volkspartei kennzeichnetedie galizische Autonomie durch deu
Mund ihres Vertreters Stapiuski damit, daß sie eine strengere und ehrliche
Handhabung der Gesetze in Galizien forderte, wo das Recht bloß für die
herrschende Clique und deren Günstlinge da sei, auf deren Gnade und Un¬
gnade sonst alle angewiesen seien. Mit der Absicht, allen feudaleu Vorrechten
und klerikal-reaktionären Strömungen entgegeuzuarbeiteu, stellte sich dieser Pole
an die Seite der deutschen Opposition.

Nun brach das tschechische Ungewitter los. Der mährisch-jüdische Jnng-
tscheche Stransky gab der maßlosen Erbitterung, die im tschechischen Volke
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durch dns Unternehmen „einer von elendem Ehrgeize beseelten Regierung"
wachgerufen wurde» sei, cutsprechendenAusdruck, indem er deu 17. Oktober,
den Tag der Aufhebung der Spracheuverordnungen, ein Verbrechen, eiue
Schaude, eine Schmach für Österreich nannte, der sich würdig den Tagen
von Solferino und Kvniggrätz anreihe. Er rief ganz Enropa, die ganze
gesittete Welt zum Zeugen auf, daß „mit diesem Gipfelpunkt der Frechheit
im Beugen alles Rechts und aller Gerechtigkeit, mit diesem Gipfelpunkt
des Hinwegsetzens über jede Moral den Tschechen ein himmelschreiendes Un¬
recht geschehn sei, aus Feigheit der Regierung, die vor der Obstruktiou die
Flucht ergriffe» habe." Übrigens sei Gras Clary nur der Strohmann des
Goluchowski-Syndikats, einer Kamarilla, der Armee- und Militärpartei, und
habe sich dingen lassen, um diese Henkersarbeit an der Gerechtigkeit zn ver¬
richten. Anch die Minister, die hinter ihm stünden, hätten nicht aus eigner
Überzeugung ihre Unterschrift auf das schmachvolle Dekret vom 17. Oktober
gesetzt. Die Art, wie die Aufhebung der Spracheuverordnungen inszeniert worden
sei, könne die Gefährdung der dynastischenGefühle des tschechischenVolks zur
Folge haben. Das Goluchowski-Syndikat suchte die Welt zu überzeugen, es
sei ein Wunsch der Krone, daß die Sprachenvcrordnuugen aufgehoben würden.
Das sei ein Verrat an der Dynastie und der Krone. Dann griff der Redner
den Justizminister Kindiuger, der die frühere Sprachpraxis bei den Gerichten
wieder hergestellt hat, und gegen den die Jungtschechen bei der deswegen an
lhn gerichtetenInterpellation einen beispiellose», sogar von den übrigen Majo¬
ritätsparteien mißbilligten Spektakel gemacht hatten, in der unflätigsten Weise
c>n, indem er ihn der Angeberei als Basis seiner Karriere beschuldigte, und
zieh ebenso den Minister des Innern, der als Mitglied des Kabinetts Gautsch
dessen Spracheuverordnungen unterschrieben habe, der Charakterlosigkeit. Der
Aufhebung der Spracheuvcrorduuugeu schrieb er zu, daß sie eine totale Ver¬
wirrung in die Verwaltung trüge und die ärgste Verderbnis der Beamten¬
schaft zur Folge haben werde. Die von zahllosen gereizten Zwischenrufen
nnterbrochne Rede erzielte auch einen großen Heiterkeitserfolg, als es darin
hieß, es gäbe im Reichsrate keine ärgern Gegner des Z 14 als die Jung¬
tschechen, mit deren Obstruktion zu einer ihnen gelegnen Zeit gedroht wurde.
>m dem effektvollenSchlußpassus erklärte Stransky, daß die Tschechen überzeugt
seien, es werde ihuen schließlichdoch ihr Recht, die Gleichberechtigungmit dem
deutschen Volke, werden, daß sie zwar im Augenblicketwas verloren hätten,
worauf sie mehrere Jahre lang hingearbeitet hätten, nicht aber die Ehre. Da¬
gegen werde das offizielle, heute von dem Grafen Clary vertretne Österreich
nifolge seines Schrittes schmachbedeckt das neunzehnte Jahrhundert verlassen
und das zwanzigste eröffnen. Der dem Redner von dem klerikalen Präsidenten
Fnchs wegen der letzten „ganz ungeziemenden" Äußerung erteilte Ordnungsruf
hinderte natürlich nicht den frenetischen Beifall der jungtschechischenPartei-
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geuvssen, in deren Anschauungen, letzte Ziele und künftige Taktik die Strnnskysche
Rede einen lehrreichen Einblick eröffnete.

Wesentlich eingeschränktwurde aber ihre taktische Wirkung durch das un¬
mittelbar darauffolgende Auftreten der Romanen, der Italiener und der katho¬
lischen Volkspartei. Der Abgeordnete Lupnl bezeichnete als die beiden leitenden
Grundsätze des Nomänenklubs die „volle" Autonomie aller Königreiche und
Länder und die „vollste" Gleichberechtigung aller Nationalitäten und Völker¬
stämme, die sie bewohnen, klagte darüber, daß bisher die Forderungen und
berechtigten Wünsche der Nomänen nicht genug berücksichtigt worden seien,
und erklärte, daß sie ihr Verhalten gegen die Regierung nach deren Thaten
einrichten würden. Der Südtiroler Malfatti erkannte die Aufhebung der von
inkompetenter Seite erlasseneu Sprachenverordnungen als korrekt an, forderte
aber auch, daß die Verfügungen der Behörden beseitigt würden, die den her¬
kömmlichen Gebranch der Sprache „in den italienischenLändern beeinträchtigten."
Für die Regelung des Gebrauchs der Sprache in Amt und öffentlichem
Leben wollte er in erster Reihe das praktische Bedürfnis der Bevölkerung
berücksichtigtwissen, verwahrte sich aber gegen die Einführung einer Staats¬
sprache oder Schmälerung der Sprachrechte einer Nation zu Gunsten einer
andern unter dem Vorwande von Verwaltungsbedürfnissen. Gegen die Regierung
erklärte er im Namen des Jtalienerklubs keine feindliche Stellung einnehmen,
sondern sie auf Grund ihrer Thaten beurteilen und ihr die Unterstützung nicht
verweigern zu Wolleu, wenn sie die nationalen Rechte achten und den wirt¬
schaftlichen Bedürfnissen Rechnung tragen werde. Eine überraschend knappe
Erklärung gab I)r, Kathrein für die katholische Vvlkspartei ab, indem er dem
Kabinett die Unterstützung seiner Partei in ihrem Bemühen zusagte, normale
parlamentarische Zustände uud iu dem leidenschaftlichgeführten Nativncilitätcn-
tampfe eine Verständigung der streitenden Parteien herbeiznführen uud die keinen
Aufschub duldenden Aufgaben parlamentarisch in gedeihlicher Weise zu er¬
ledigen.

Der deutschradikale Dr. Fochler bezeichnetedie Rede Strcmskhs als ein
nach Böhmen und Mähren hinaus gegebnes Signal, dort wieder das Plündern,
Sengen, Brennen und Morden zu beginnen, wobei er einem für seine Nationalität
kämpfenden Volke allenfalls das Morden, nicht aber das Stehlen verzeihen zu
können erklärte. Dem tschechischen Löwen seien übrigens durch die vielen
Zuckerln, die er unter den frühern Regierungen bekommen habe, die Zähne so
stumpf geworden, daß er nur mehr heulen und nicht mehr beißen könne. Der
Redner bezeichnete offenherzig die in der Dezemberverfassung ausgesprochne
Gleichberechtigung als schweren Fehler, da es immer Überberechtigte und"
Minderberechtigte auf der Welt geben würde. Die Deutschen verlangten ein
Vorrecht für sich in diesem Staate, den sie gegründet und mit ihrem Blute
zusammengekittet hätten.
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Als hierauf der JuugtschecheKramarz, der Präsidialgenosse Abrahamowiezs
und Mitschuldige mn Eingreifen der Polizei in die Freiheit des Parlaments,
das Wort ergriff, verließen die Abgeordneten der Linken und die Sozialisten
den Saal. Er bezeichnetedie Töne ans dem Munde Strcmskus als einen
Ausdruck der tiefen Erregung des tschechischenVolkes, der uoch gar nicht stark
genug sei. Diese Behandlung der Tschechennannte er eine schwere Sünde an
Österreich, Graf Badeni habe den großen staatsmännischen Gedanken gehabt,
die niemals verhätschelten Tschechen durch die innern Bande der Zufriedenheit
au Österreich zu ketten. Für die neue Auffassnng der Staatsausgabe des
tschechischen Volkes, für seine Opferwilligkeit und Versöhnlichkeit habe es einen
Fußtritt bekommen. Nun werde es schwer gelingen, sein Vertrauen noch einmal
zu erwecken. Der Redner bezeichnetees als unglaubliche Leichtfertigkeit und
Oberflächlichkeit der staatsmünnischen Auffassung, die Durchführung der
Delegationsmahlen damit erkaufen zu wollen, daß man alles aufs Spiel setze.
Die politische Weisheit der neusten Staatslenker habe die Hoffnung auf
Gerechtigkeit vernichtet und an ihre Stelle die Siegeszuversicht der brutalen
Gewalt gesetzt. Eine Revolution sei vielleicht vernichtet worden, aber eine
zweite beginne. Die Tschechen würden sich weder der Einsichtslosigkeit der
Negierung noch dem Wahnsinn der Alldeutschen beugen, sondern den Kampf
rücksichtslos zu Ende kämpfen, bis sie die volle Gleichberechtigung nnd die
volle Gleichwertigkeit erkämpft haben würden.

In demselben Tone sprach der Jnngtscheche Zciezek. Er verwies auf das
in Prerau, Holleschau uud Wsetiu geflosseneVlut, als Zeugen der Clarhscheu
Regierungskunst, die Bataillone von Gendarmen uud Mannlichergewehre gegen
eine loyale Bevölkerung losgelassen habe, weil sie das Recht gegen die Re¬
volution, gegen deu Hochverrat im Staate verteidigten. Es seien Strömungen
zur Regierung gelangt, die offen darauf hinarbeiteten, den Staat zu zerschlagen,
der dvch nicht ausschließlich deutsch regiert werden köune, da seine übrigen
Völker sich das Joch der Negierung dieses eiueu Volks, das entschieden in
der Minorität sei, trotz seiner hohen Kultur und seiner augeblichen oder wirk¬
lichen Verdienste nm den Staat nicht ans die Dauer würde» gefallen lassen.
Die Folge köune doch nur der fürchterlichste Bürgerkrieg mitten in Europa
und der Nuiu des einst mächtigen Staates Österreich sein. Die Art uud Weise
dieses Kampfes in einer Zeit trauriger Finsternis uud bejammernswerten
Niedergangs sei nur erklärlich aus dem tiefen ethischen Niedergang des dentfchen
Volkes, der verschuldet sei von Bismarck, dem Erfinder der Politik von Blnt
und Eisen, der in einer erleuchteten Zeit ucben deu Gestalten von Schiller
und Goethe als Barbar uud Vandale erscheinen werde, uud der das deutsche
Volk nicht befreit sondern geknechtet, es in die Fesseln des Militarismus ge¬
schlagen habe. Seine Politik sei das größte Unglück dieses Jahrhunderts ge¬
wesen, habe die ethischen Begriffe vieler Millionen verwirrt und das Unrecht
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zum Recht gestempelt, sodaß die Völker Europas dem Andenken dieses Mannes
einmal fluchen würden. Die Verständigung zwischen den Söhnen des tschechischen
und des deutschen Volkes werde nur dann eintreten, wenn das deutsche deu
Grundsatz anerkenne, daß es nicht mehr zu verlangen habe, als ihm gebühre,
uud was die Tschechen jeden Augenblick zuzugestehn bereit seien. An diesem
Tage werde der Völkerfriede iu Österreich gestiftet werden, und es werde seine
weltgeschichtlicheBedeutung wiedererlangen.

Eine gebührende Antwort erhielt das tschechische Wutgeschrei von dem
Sozialdemokraten Daszhusli, der sich zuerst gegen die von der Ungeschicklichkeit
der Bezirkshauptleutc verschuldete Schießerei iu Mähreu wandte, dann aber
sofort dem moralischen Ekel Ausdruck gab, deu er bei der Rede Stranslhs
empfunden habe. Diese ganze Freiheit und Gleichberechtigung mit Zwangs¬
kurs, dieses falsche oder gefälschte dynastische Gefühl eines erst kürzlich getnuftcu
Advokaten bezeichnete er als einfach widerwärtig, die freie Entwicklung der
Nationen unter der Vormundschaft der Jaworski, Palffy und Ebenhoch (der
polnischen Schlachzizen, der böhmischen Feudalen und der schwärzesten Kleri¬
kalen) als eine zum Himmel stinkende Heuchelei. Er bestritt den Jnngtschechen
das Recht, wie früher als Opposition im Namen des Volks zn reden, nach¬
dem sie in den letzten dritthalb Jahren so große moralische nnd politische Ver¬
luste erlitten Hütten. Zerschmetternd war seine Frage: „War diese Prostitution
nicht vergeblich? War dieses Krummen uud Winden nicht umsonst?" Als
einzige bürgerliche Oppositionspartei, die auch im deutschen Volke versteckte
Sympathien gehabt habe, hätte sie sich verkauft. Der Berufung auf das
Majoritätsprinzip hielt Daszhnski entgegen, daß die Rechte nicht die Majorität
vertrete, sondern nur die „numerische Überzahl" der Stimmeu im Hause habe,
übrigens bei der Abstimmung über ihren Schutzpatron Badeni und seine Ver¬
brechen, bei der Abstimmung über das Dieuergesetz sogar zweimal in der Mino¬
rität geblieben sei und auch am 12. November 1897 nur durch das Umfallen
der Stolajowskianer 177 gegen 171 Stimmen zusammengebracht habe. Eine
Majorität könne kein Recht auf politische und parlamentarische Achtung geltend
machen, weun sie in ihrem Schoße einen Abrahamvwiez uud Kramarz habe,
die unter dem Beifallsklatschen und Jubel der prostituierten Tschechen achtzig
Schergen in das Parlament kommandiert Hütten. Diese Majorität habe im
Ausgleichsausschuß alle Abäuderuugsauträge der Opposition mit kaltem Blute
uiedergestimmt, die Juugtschecheu hätten dem Antrage auf Aufhebung des § 14
die Unterschrift verweigert. Es sei gar nicht wahr, daß sie in der Opposition
stünden, sie veranstalteten Krawalle zum Schein, stünden aber unter der Fuchtel
Jaworskis. Sie wollten sich mit Schreien retten, wo Mannesmut notwendig
sei, und im Hause eine Komödie aufführen, wo sie als ehrliche Männer in die
Opposition gehn müßten.

Ein schwacher Trost für die erhaltncn, und weil reichlich verdient, doppelt
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empfindlichen Keulenschläge war den Jnngtschcchcn das Eintreten der Kroaten,
der Slowenen und des rechten Zentrums für die Haltung der Majoritäts-
kvalition, Bicinchini reklamierte zuerst Dalmatien für das alte unabhängige
Königreich Kroatien, erklärte im Hinblick auf die Konfiskationspraxis in seiner
Heimat, daß sich die Türlei einer größer» Preßfreihcit erfreue, und kündigte
der Regierung, die ihren Amtsantritt mit einem schicksalsschweren Akte der
größten Ungerechtigkeit und Undankbarkeit gegenüber den slawischen Brüdern
aus Böhmen und gegenüber der ganzen Rechten eingeleitet habe, die Be¬
kämpfung mit allen von der Verfasfung gebotnen Mitteln an. Im Name» des
slawisch-christlichen Verbandes tadelte Bulat die Aufhebung der Sprachen-
Verordnungen und forderte eine Regelung der Sprachenfrage in allen König¬
reichen und Ländern auf Grund der verfassungsmäßig gewährleisteten Gleich¬
berechtigung aller Völker des Reichs, iudem an dem Grundsätze festgehalten
würde, daß vor allem die Bedürfniffe der Bevölkerung berücksichtigt werden
müßten. Die Bewilligung der Staatsbedürfnisfe mit Rücksicht sowohl auf die
Machtstellung der Monarchie, wie auf die diesseitige Neichshälfte wurde vvn
ihm dem Kabinett zugesagt. Abt Treuiufels beschränkte sich auf die Erklärung
treuen Festhaltens nn dem Verbände der Parteien der rechten Seite des HauseS
und sprach den frommen Wunsch ans, daß der Sprachcnstreit dnrch die Vor¬
lage des Sprachengesetzentwurfs bald beendigt würde.

Der deutschradikale Jro erklärte die Bezeichnung des Kabinetts Clarh als
eine Regierung Schönercr-Wolf für lächerlich, leimte vielmehr jeden Vertrnuens-
vorschnß ab, bis der Notwendigkeit der Einführung der deutschen Staatssprache
Rechnung getragen sein werde, und antwortete Dr. Stranskh nnd l)r. Zaczek
im Sinne Wolfs nnd Türls. Das letzte Wort mußten aber doch die Jnng-
tschechen behalten. Dr. Paeak gab zuerst seiner Entrüstung über die „Gemein¬
heiten" Daszhnskis Ausdruck, der eiu ganzes schnöde und schimpflich betrvgnes
Volk, eine ganze schnöde und schimpflich betrvgne Partei einen geschlagnen Hund
genannt habe. Auf die Frage, ob die Juugtschecheu die Brücke zwischen Adel
und Volk gefunden hätten, antworte er „Ja." Die Herzen hätten sich ge¬
funden, die Veruuuft und das Gefühl zu Gunsten des tschechischen Volks.
Schämt sich die Regierung, oder könne sie nichts sagen? Ihre Erklärung ent¬
halte nichts als die alte österreichische Politik, das Verspreche» und Nicht¬
Halten. Österreich könne nicht znr Ruhe kommen, weil es leinen Halt in sich
selbst habe. Die einzige Konsequenz liege in der Unentschiedenheit nnd im
Stehnbleiben aus halbem Wege. Die Sprachenfrage lasse sich übrigens nicht
im ReichSrat, sondern nur iu den einzelneu Länder» löse». Dann könnte man
sich hier nach andern politischenGrundsätzen ordnen, als nach nationalen. Die
Deutschen wollten aber keine Gerechtigkeit, keinen Ausgleich, sondern nur die
Hegemonie, nnd die Sprachenfrage sei für sie nnr ein Borwand, im Trüben
z» fischen. Es gehe nicht an, daß sie in Böhmen, wo sie nichts dreinzureden

Grenzbotc» IV 1899 5.1,
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hätten, den Herrn spielten und die Völker im Süden auf das schändlichste
unterdrückten. Die Sprachenfrage sei zu einer Machtfrage geworden, und auch
der fortwährende Hinweis auf die Notwendigkeit der einheitlichen Armeesprache
solle nur der Erringung der Hegemonie dienen. Das tschechische Volk gehe
ohne Furcht in deu Kampf, wenn auf dem Wege der Ungerechtigkeit fort¬
gefahren werde.

Nachdem noch der polenfrenndliche Nuthene Wachnianin erklärt hatte,
an dem Programm der Rechten festzuhalten, das die nationale Gleichberechtigung
für alle Völkerstämme auf Grund der geltenden Staatsgrundgesetze anstrebe,
und auf Antrag des Klerikalen Kathrein der Schluß der Debatte beschlossen
worden war, schloß der tschechische Geueralredner der Majorität, der Abge¬
ordnete v. Placzek, daß diescsmal die Fenster der Hofburg thatsächlich vou der
schärfer» Tonart geklirrt zu haben schienen wie zu der Zeit des Krimkriegs,
wo Österreich nach dem Worte des Ministers Schwarzenberg das Erstaunen
der Welt durch seine Undankbarkeit hervorgerufen habe. Nun sei es auch un¬
dankbar gegen eins seiner treusten Völker. Gegenüber dem ungerechten Be¬
ginnen der Negierung verschwänden alle ihre sonstigen Eigenschaften. Darum
riefen die Tschechen bei aller Ruhe und Besonnenheit: „Weg mit dieser
Regierung!"

Damit war die Debatte über die Regierungserklärung abgeschlossen. Der
Einfluß des Monarchen ermöglichte am nächsten Tage die Delegationswahl,
aber neben der Bewilligung der sonstigen Staatsnotwendigkeiten will die Rechte
dem Grafen Clary kein Budgetprovisorinm gewähren und ihn so zum Rücktritt
oder zur Anwendung des Z 14 zwingen.

Gin „neu"entdeckter Michelangelo
von Ronrad Lange

eueutdeckt ist die Statue, um die es sich hier handelt, und von
der diesem Heft zwei Abbildungen beigegcben sind, eigentlich
nicht, da ich sie schon vor siebzehn Jahren gefunden und als
Werk Michelangelos bekannt gemacht habe. Dennoch darf ich
sie als nencntdeckt bezeichnen, da man erst jetzt nach langem syste¬

matischem Totschweigen meiner Entdeckung für uötig gehalten hat, sie an Ort
und Stelle vor dem Original nachzuprüfen und sie dabei, wie vorauszusehen
war, vollkommen bestätigt gefunden hat. Der Privatgelehrte Cornel von
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